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Gesetz über die Anerkennung im Ausland erworbener  
Berufsqualifikationen im Land Sachsen-Anhalt.* 

in Form einer Synopse zum Artikel 1 = Gesetz über die Feststellung der Gleichwer-
tigkeit von Berufs-qualifikationen (Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz – BQFG)  
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Gesetz über die Anerkennung im Ausland erworbener 
Berufsqualifikationen im Land Sachsen-Anhalt* 

Artikel 1  
Gesetz über die Feststellung der Gleichwertigkeit  

ausländischer Berufsqualifikationen im Land Sachsen-Anhalt  
(Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt - BQFG LSA) 

*Dieses Gesetz ergänzt die Umsetzung der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikatio-
nen (ABl. L 255 vom 30.9.2005, S. 22, ABl. L 271 vom 16.10.2007, S. 18, ABl. L 93 vom 
4.4.2008, S. 28, ABl. L 33 vom 3.2.2009, S. 49), die zuletzt durch die Verordnung (EU) Nr. 
213/2011 (ABl. L 59 vom 4.3.2011, S. 4) geändert worden ist. 

BQFG LSA BQFG des Bundes 

(soweit abweichend) 

Artikel 1 

Gesetz über die Feststellung der Gleichwertigkeit 
ausländischer Berufsqualifikationen im Land 
Sachsen-Anhalt (Berufsqualifikationsfeststel-

lungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt – BQFG 
LSA)* 

Artikel 1 

Gesetz über die Feststellung der 
Gleichwertigkeit von Berufsqualifikatio-
nen (Berufsqualifikationsfeststellungs-

gesetz -BQFG) 

Teil 1 

Allgemeiner Teil 

 

§ 1 

Zweck des Gesetzes 

 

Dieses Gesetz dient der besseren Nutzung von im 
Ausland erworbenen Berufsqualifikationen für den 
deutschen Arbeitsmarkt, um eine qualifikationsnahe 
Beschäftigung zu ermöglichen. 

   

§ 2 

Anwendungsbereich 
 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Feststellung der 
Gleichwertigkeit im Ausland erworbener Ausbil-
dungsnachweise unter Berücksichtigung sonsti-
ger nachgewiesener Berufsqualifikationen, und 
inländischer Ausbildungsnachweise für Berufe, 
die durch Rechtsvorschriften des Landes gere-
gelt sind, sofern die entsprechenden berufsrecht-
lichen Regelungen des Landes unter Bezug-
nahme auf dieses Gesetz nicht etwas anderes 
bestimmen. § 10 des Bundesvertriebenengeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
10. August 2007 (BGBL. I S. 1903), zuletzt ge-
ändert am 4. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2426), 
in der jeweils geltenden Fassung bleibt unbe-
rührt. Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Feststellung 
der Gleichwertigkeit im Ausland erwor-
bener Ausbildungsnachweise, unter Be-
rücksichtigung sonstiger nachgewiese-
ner Berufsqualifikationen, und inländi-
scher Ausbildungsnachweise für bun-
desrechtlich geregelte Berufe, sofern die 
entsprechenden berufsrechtlichen Rege-
lungen nicht etwas anderes bestimmen. 
§ 10 des Bundesvertriebenengesetzes 
bleibt unberührt. 
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akademische Qualifikationen, soweit diese nicht 
Voraussetzung zur Ausübung eines reglemen-
tierten Berufes sind.  

(2) Dieses Gesetz ist auf alle Personen anwendbar, 
die im Ausland einen Ausbildungsnachweis er-
worben haben und darlegen, in Sachsen-Anhalt 
eine ihrer Berufsqualifikation entsprechende Er-
werbstätigkeit ausüben zu wollen. 

(2) Dieses Gesetz ist auf alle Personen 
anwendbar, die im Ausland einen 
Ausbildungsnachweis erworben haben 
und darlegen, im Inland eine ihren 
Berufsqualifikationen entsprechende 
Erwerbstätigkeit ausüben zu wollen. 

§ 3 

Begriffsbestimmungen 
 

(1) Berufsqualifikationen sind Qualifikationen, die 
durch Ausbildungsnachweise, Befähigungs-
nachweise oder einschlägige, im Inland oder 
Ausland erworbene Berufserfahrung nachgewie-
sen werden. 

  

(2) Ausbildungsnachweise sind Prüfungszeugnisse 
und Befähigungsnachweise, die von verantwort-
lichen Stellen für den Abschluss einer erfolgreich 
absolvierten Ausbildung ausgestellt werden. 

(2) Ausbildungsnachweise sind Prüfungs-
zeugnisse und Befähigungsnachwei-
se, die von verantwortlichen Stellen für 
den Abschluss einer erfolgreich absol-
vierten Berufsbildung ausgestellt wer-
den. 

(3) Berufsbildung im Sinne dieses Gesetzes ist eine 
durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften ge-
regelte Berufsausbildung, berufliche Fort- oder 
Weiterbildung. Die Berufsausbildung vermittelt 
die zur Ausübung einer qualifizierten beruflichen 
Tätigkeit erforderliche berufliche Handlungsfä-
higkeit. Sie findet in einem geordneten Ausbil-
dungsgang statt, der auch den Erwerb der erfor-
derlichen Berufserfahrungen umfassen kann. Die 
berufliche Fort- und Weiterbildung erweitert die 
berufliche Handlungsfähigkeit über die Berufs-
ausbildung hinaus. Die berufliche Weiterbildung 
dient dem geregelten Erwerb vertiefter Kenntnis-
se und Fähigkeiten für bestimmte Tätigkeiten 
nach Abschluss der Berufsausbildung. 

 

(3)  Berufsbildung im Sinne dieses Geset-
zes ist eine durch Rechts- oder Ver-
waltungsvorschriften geregelte Be-
rufsausbildung oder berufliche Fortbil-
dung. Eine Berufsausbildung vermittelt 
die zur Ausübung einer qualifizierten 
beruflichen Tätigkeit erforderliche be-
rufliche Handlungsfähigkeit. Sie findet 
in einem geordneten Ausbildungsgang 
statt, der auch den Erwerb der erfor-
derlichen Berufserfahrungen umfassen 
kann. Die berufliche Fortbildung erwei-
tert die berufliche Handlungsfähigkeit 
über die Berufsausbildung hinaus. 

(4) Berufe, die durch Rechtsvorschriften des Landes 
geregelt sind, umfassen reglementierte Berufe 
und nicht reglementierte Berufe. 

 

(4) Bundesrechtlich geregelte Berufe um-
fassen nicht reglementierte Berufe und 
reglementierte Berufe. 
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BQFG LSA BQFG des Bundes 

(soweit abweichend) 

(5) Reglementierte Berufe sind berufliche Tätigkei-
ten, deren Aufnahme oder Ausübung durch 
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften an den 
Besitz bestimmter Berufsqualifikationen gebun-
den ist; eine Art der Ausübung ist insbesondere 
die Führung einer Berufsbezeichnung, die durch 
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften auf Perso-
nen beschränkt ist, die über bestimmte Berufs-
qualifikationen verfügen.   

 

Teil 2 

Feststellung der Gleichwertigkeit 

 

Kapitel 1 

Nicht reglementierte Berufe 

 

§ 4 

Feststellung der Gleichwertigkeit 

 

(1) Die zuständige Stelle stellt auf Antrag die 
Gleichwertigkeit fest, sofern  
1. der im Ausland erworbene Ausbildungs-

nachweis die Befähigung zu vergleichbaren 
beruflichen Tätigkeiten wie der entsprechen-
de landesrechtlich geregelte Ausbildungs-
nachweis belegt und 

2.  zwischen den nachgewiesenen Berufsqualifi-
kationen und der entsprechenden landes-
rechtlich geregelten Berufsbildung keine we-
sentlichen Unterschiede bestehen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

(1)  Die zuständige Stelle stellt auf Antrag 
die Gleichwertigkeit fest, sofern  

1. der im Ausland erworbene Ausbil-
dungsnachweis die Befähigung zu 
vergleichbaren beruflichen Tätigkeiten 
wie der entsprechende inländische 
Ausbildungsnachweis belegt und 

2. zwischen den nachgewiesenen 
Berufsqualifikationen und der entspre-
chenden inländischen Berufsbildung 
keine wesentlichen Unterschiede be-
stehen. 
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BQFG LSA BQFG des Bundes 

(soweit abweichend) 

(2) Wesentliche Unterschiede zwischen den nach-
gewiesenen Berufsqualifikationen und der ent-
sprechenden landesrechtlich geregelten Berufs-
bildung liegen vor, sofern 
1. sich der im Ausland erworbene Ausbildungs-

nachweis auf Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten bezieht, die sich hinsichtlich der 
vermittelten Inhalte oder auf Grund der Aus-
bildungsdauer wesentlich von den Fertigkei-
ten, Kenntnissen und Fähigkeiten unter-
scheiden, auf die sich der entsprechende 
landesrechtlich geregelte Ausbildungsnach-
weis bezieht, 

2. die nach Nummer 1 abweichenden Fertigkei-
ten, Kenntnisse und Fähigkeiten für die Aus-
übung des jeweiligen Berufs wesentlich sind 
und 

3. die Antragstellerin oder der Antragsteller die-
se Unterschiede nicht durch sonstige Befähi-
gungsnachweise oder nachgewiesene ein-
schlägige Berufserfahrung ausgeglichen hat.  

(2) Wesentliche Unterschiede zwischen 
den nachgewiesenen Berufsqualifikationen 
und der entsprechenden inländischen Be-
rufsbildung liegen vor, sofern 

1. sich der im Ausland erworbene Ausbil-
dungsnachweis auf Fertigkeiten, Kennt-
nisse und Fähigkeiten bezieht, die sich 
hinsichtlich der vermittelten Inhalte oder 
auf Grund der Ausbildungsdauer wesent-
lich von den Fertigkeiten, Kenntnissen und 
Fähigkeiten unterscheiden, auf die sich 
der entsprechende inländische Ausbil-
dungsnachweise bezieht, 

2. … und 

3. …  

(3) In dem Umfang, in dem die zuständige Stelle 
eines Landes die Gleichwertigkeit festgestellt 
hat, ist die Inhaberin oder der Inhaber dieser 
Berufsqualifikation so zu behandeln, als sei in-
soweit die landesrechtlich geregelte Berufsquali-
fikation in diesem Land erworben worden.   

(keine Regelung) 

§ 5 

Vorzulegende Unterlagen 
 

(1) Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufü-
gen: 

1. eine tabellarische Aufstellung der absolvier-
ten Ausbildungsgänge und der ausgeübten 
Erwerbstätigkeiten mit Angabe des gegen-
wärtigen Wohnortes  in deutscher Sprache, 

2. ein Identitätsnachweis, 
3. im Ausland erworbene Ausbildungsnachwei-

se, 
4. Nachweise über einschlägige Berufserfah-

rung oder sonstige Befähigungsnachweise, 
sofern diese zur Feststellung der Gleichwer-
tigkeit erforderlich sind, 
und 

5.  eine Erklärung, ob und bei welcher Stelle be-

(1) Dem Antrag sind folgende Unterlagen 
beizufügen: 

1. eine tabellarische Aufstellung der ab-
solvierten Ausbildungsgänge und der 
ausgeübten Erwerbstätigkeiten in deut-
scher Sprache  … 

2. … 

3. … 

5. eine Erklärung, dass bisher noch kein 
Antrag auf Feststellung der Gleichwer-
tigkeit gestellt wurde.  
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reits ein Antrag auf Feststellung der Gleich-
wertigkeit gestellt wurde und ob bereits ein 
Bescheid erteilt wurde sowie diesen Be-
scheid.   

 

(2) Die Unterlagen nach Absatz 1 Nrn. 2 bis 4 sind 
der zuständigen Stelle in Form von Originalen 
oder beglaubigten Kopien vorzulegen. Von den 
Unterlagen nach Absatz 1 Nrn. 3 und 4 sind 
Übersetzungen in deutscher Sprache vorzule-
gen. Darüber hinaus kann die zuständige Stelle 
von den Unterlagen nach Absatz 1 Nummer 2 
und allen nachgereichten Unterlagen Überset-
zungen in deutscher Sprache verlangen. Die 
Übersetzungen sind von einer öffentlich bestell-
ten oder beeidigten Dolmetscherin oder einem 
öffentlich bestellten oder beeidigten Dolmetscher 
oder einer öffentlich bestellten oder beeidigten 
Übersetzerin oder einem öffentlich bestellten o-
der beeidigten Übersetzer erstellen zu lassen. 

  

(3) Die zuständige Stelle kann abweichend von Ab-
satz 2 eine andere Form für die vorzulegenden 
Dokumente zulassen. 

 

(4) Die zuständige Stelle kann die Antragstellerin 
oder den Antragsteller auffordern, innerhalb einer 
angemessenen Frist Informationen zu Inhalt und 
Dauer der im Ausland absolvierten Berufsbildung 
sowie zu sonstigen Berufsqualifikationen vorzu-
legen, soweit dies zur Feststellung der Gleich-
wertigkeit erforderlich ist.  

 

(5) Bestehen begründete Zweifel an der Echtheit 
oder der inhaltlichen Richtigkeit der vorgelegten 
Unterlagen, kann die zuständige Stelle die An-
tragstellerin oder den Antragsteller auffordern, 
innerhalb einer angemessenen Frist weitere ge-
eignete Unterlagen vorzulegen.  
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BQFG LSA BQFG des Bundes 

(soweit abweichend) 

(6) Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat 
durch geeignete Unterlagen darzulegen, in 
Sachsen-Anhalt eine der Berufsqualifikationen 
entsprechende Erwerbstätigkeit ausüben zu wol-
len. Geeignete  Unterlagen können beispielswei-
se der Nachweis der Beantragung eines Einrei-
sevisums zur Erwerbstätigkeit, der Nachweis ei-
ner Kontaktaufnahme mit potentiellen Arbeitge-
bern oder ein Geschäftskonzept sein. Für An-
tragstellerinnen oder Antragsteller mit Wohnsitz 
in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union, 
einem weiteren Vertragsstaat des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum oder in 
der Schweiz sowie für Staatsangehörige dieser 
Staaten ist diese Darlegung entbehrlich, sofern 
keine besonderen Gründe gegen eine entspre-
chende Absicht sprechen.  

(6) Die Antragstellerin oder der Antragstel-
ler hat durch geeignete Unterlagen 
darzulegen, im Inland eine der Berufs-
qualifikationen entsprechende Er-
werbstätigkeit ausüben zu wollen. … 

 

  

§ 6  

Verfahren 

 

(1) Antragsberechtigt ist jede Person, die im Ausland 
einen Ausbildungsnachweis im Sinne des § 3 
Abs. 2 erworben hat. Der Antrag ist bei der zu-
ständigen Stelle zu stellen. 

(1) Antragsberechtigt ist jede Person, die 
im Ausland einen Ausbildungsnach-
weis im Sinne des § 3 Absatz 2 erwor-
ben hat. Der Antrag ist schriftlich bei 
der zuständigen Stelle zu stellen. 

(2) Die zuständige Stelle bestätigt der Antragstellerin 
oder dem Antragsteller innerhalb eines Monats 
den Eingang des Antrags einschließlich der nach 
§ 5 Abs. 1 vorgelegten Unterlagen. In der Emp-
fangsbestätigung ist das Datum des Eingangs 
bei der zuständigen Stelle mitzuteilen und auf die 
Frist nach Absatz 3 und die Voraussetzungen für 
den Beginn des Fristlaufs hinzuweisen. Sind die 
nach § 5 Abs. 1 vorzulegenden Unterlagen un-
vollständig, teilt die zuständige Stelle innerhalb 
der Frist des Satzes 1 mit, welche Unterlagen 
nachzureichen sind. Die Mitteilung enthält den 
Hinweis, dass der Lauf der Frist nach Absatz 3 
erst mit Eingang der vollständigen Unterlagen 
beginnt. 
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BQFG LSA BQFG des Bundes 

(soweit abweichend) 

(3) Die zuständige Stelle muss innerhalb von drei 
Monaten über die Gleichwertigkeit entscheiden. 
Die Frist beginnt mit Eingang der vollständigen 
Unterlagen. Sie kann einmal angemessen ver-
längert werden, wenn dies wegen der Besonder-
heiten der Angelegenheit gerechtfertigt ist. Die 
Fristverlängerung ist zu begründen und rechtzei-
tig mitzuteilen. 

 

 

(4) Im Fall des § 5 Abs. 4 und 5 ist der Lauf der Frist 
nach Absatz 3 bis zum Ablauf der von der zu-
ständigen Stelle festgelegten Frist gehemmt. Im 
Fall des § 14 ist der Lauf der Frist nach Absatz 3 
bis zur Beendigung des sonstigen geeigneten 
Verfahrens gehemmt.  

 

(5) Der Antrag soll abgelehnt werden, soweit die 
Gleichwertigkeit im Rahmen anderer Verfahren 
oder durch Rechtsvorschrift bereits festgestellt 
ist. 

(5) Der Antrag soll abgelehnt werden, 
wenn die Gleichwertigkeit im Rahmen 
anderer Verfahren oder durch Rechts-
vorschrift bereits festgestellt ist. 

§ 7 

Form der Entscheidung 

 

(1) Die Entscheidung über den Antrag nach § 4 Abs. 
1 ergeht durch schriftlichen Bescheid. 

 

(2) Ist der Antrag abzulehnen, weil die Feststellung 
der Gleichwertigkeit wegen wesentlicher Unter-
schiede im Sinne des § 4 Abs. 2 nicht erfolgen 
kann, sind in der Begründung auch die vorhan-
denen Berufsqualifikationen der Antragstellerin 
oder des Antragstellers sowie die wesentlichen 
Unterschiede zwischen den vorhandenen 
Berufsqualifikationen und der entsprechenden 
landesrechtlich geregelten Berufsbildung darzu-
legen. 

(2) Ist der Antrag abzulehnen, weil die 
Feststellung der Gleichwertigkeit … 
nicht erfolgen kann, sind in der Be-
gründung ... die wesentlichen Unter-
schiede zwischen den vorhandenen 
Berufsqualifikationen und der entspre-
chenden inländischen Berufsbildung 
darzulegen. 

(3) Dem Bescheid ist eine Rechtsbehelfsbelehrung 
beizufügen.  
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BQFG LSA BQFG des Bundes 

(soweit abweichend) 

§ 8 Zuständige Stelle  

• Zuständige Stelle im Sinne dieses Kapitels ist,  
vorbehaltlich anderer Regelungen,   

1. für Gesundheitsberufe sowie Berufe der 
Land- und Hauswirtschaft das Landesverwal-
tungsamt und  

2. für Berufe im Sinne der Verordnung über Be-
rufsbildende Schulen das Landesschulamt. 

 

(1) Zuständige Stelle im Sinne dieses Kapi-
tels bei einer Berufsbildung, 

1. die nach dem Berufsbildungsgesetz für 
den Bereich der nichthandwerklichen 
Gewerbeberufe geregelt ist, ist die In-
dustrie- und Handelskammer; 

2. die nach der Handwerksordnung gere-
gelt ist, ist die Handwerkskammer; 

3. die nach dem Berufsbildungsgesetz für 
den Bereich der Landwirtschaft geregelt 
ist, ist die Landwirtschaftskammer; 

4. die nach dem Berufsbildungsgesetz für 
den Bereich der Rechtspflege geregelt 
ist, sind jeweils für ihren Bereich die 
Rechtsanwalts-, Patentanwalt- und die 
Notarkammern; 

5. die nach dem Berufsbildungsgesetz für 
den Bereich der Wirtschaftsprüfung und 
Steuerberatung geregelt ist, sind jeweils 
für ihren Bereich die Wirtschaftsprüfer- 
und die Steuerberaterkammern; 

6. die nach dem Berufsbildungsgesetz für 
den Bereich der Gesundheitsdienstberu-
fe geregelt ist, sind jeweils für ihren Be-
reich die Ärzte-, Zahnärzte-, Tierärzte- 
und die Apothekerkammern. 

(2) Das für das jeweilige Berufsrecht zuständige Mi-
nisterium wird ermächtigt, die   Aufgaben der zu-
ständigen Stellen nach diesem Kapitel durch 
Verordnung auf andere Stellen, die Aufgaben der 
öffentlichen Verwaltung wahrnehmen, zu über-
tragen. 

(2) Soweit keine Kammern für einzelne 
Berufsbereiche des Absatzes 1 beste-
hen, bestimmt das Land die zuständi-
ge Stelle. 

 

 

 

 

 

(3) Für Berufe des öffentlichen Dienstes 
des Bundes bestimmt die oberste 
Bundesbehörde die zuständige Stelle. 
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 (4)  Für die in den Absätzen 1 bis 3 nicht 
genannten Berufsbereiche bestimmt 
das Land die zuständige Stelle. Die 
Landesregierungen werden insoweit 
ermächtigt, die nach diesem Kapitel 
vorgesehenen Aufgaben durch 
Rechtsverordnung auf Behörden oder 
Kammern zu übertragen. 

(3) Zuständige Stellen können vereinbaren, dass die 
ihnen durch dieses oder aufgrund dieses Geset-
zes übertragenen Aufgaben von einer anderen 
Stelle, deren Sitz auch in einem anderen Land 
sein kann, wahrgenommen werden. Die Verein-
barung bedarf der Genehmigung des jeweils zu-
ständigen Ministeriums. 

(5) Zuständige Stellen nach Absatz 1 
Nummer 2 bis 6 und Absatz 2 können 
vereinbaren, dass die ihnen durch die-
ses Gesetz übertragenen Aufgaben 
von einer anderen zuständigen Stelle 
nach den Absätzen 1 und 2 wahrge-
nommen werden. Die Vereinbarung 
bedarf der Genehmigung der jeweils 
zuständigen Aufsichtsbehörden. 

Kapitel 2 
Reglementierte Berufe 

 

§ 9 
Voraussetzungen der Gleichwertigkeit 

 

(1) Bei der Entscheidung über die Befugnis zur Auf-
nahme oder Ausübung eines in Sachsen-Anhalt 
reglementierten Berufs gilt der im Ausland er-
worbene Ausbildungsnachweis, unter Berück-
sichtigung sonstiger nachgewiesener Berufsqua-
lifikationen, als gleichwertig mit den entspre-
chenden inländischen Ausbildungsnachweis, so-
fern 
1. der im Ausland erworbene Ausbildungs-

nachweis die Befähigung zu vergleichbaren 
beruflichen Tätigkeiten wie der entsprechen-
de inländische Ausbildungsnachweis belegt, 

2. die Antragstellerin oder der Antragsteller 
bei einem sowohl in Sachsen-Anhalt als auch 
im Ausbildungsstaat reglementierten Beruf 
zur Ausübung des jeweiligen Berufs im Aus-
bildungsstaat berechtigt ist oder die Befugnis 
zur Aufnahme oder Ausübung des jeweiligen 
Berufs aus Gründen verwehrt wurde, die der 
Aufnahme oder Ausübung in Sachsen-Anhalt 
nicht entgegenstehen und 

3.  zwischen den nachgewiesenen Berufsqualifi-
kationen und der entsprechenden landes-
rechtlich geregelten Berufsbildung keine we-
sentlichen Unterschiede bestehen. 

(1) Bei der Entscheidung über die Befugnis 
zur Aufnahme oder Ausübung eines im 
Inland reglementierten Berufs gilt der 
im Ausland erworbene Ausbildungs-
nachweis, unter Berücksichtigung 
sonstiger nachgewiesener Berufsquali-
fikationen, als gleichwertig mit den ent-
sprechenden inländischen Ausbil-
dungsnachweis, sofern … 

 

2. … im Inland… 

 

 

 

 

 

3. … inländischen 
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(2) Wesentliche Unterschiede zwischen den nach-
gewiesenen Berufsqualifikationen und der ent-
sprechenden landesrechtlich geregelten Berufs-
bildung liegen vor, sofern 
1. sich der im Ausland erworbene Ausbildungs-

nachweis auf Fähigkeiten und Kenntnisse 
bezieht, die sich hinsichtlich des Inhalts oder 
auf Grund der Ausbildungsdauer wesentlich 
von den Fähigkeiten und Kenntnissen unter-
scheiden, auf die sich der entsprechende 
landesrechtlich geregelte Ausbildungsnach-
weis bezieht, 

2. die entsprechenden Fähigkeiten und Kennt-
nisse eine maßgebliche Voraussetzung für 
die Ausübung des jeweiligen Berufs darstel-
len und 

3.  die Antragstellerin oder der Antragsteller die-
se Unterschiede nicht durch sonstige Befähi-
gungsnachweise oder nachgewiesene ein-
schlägige Berufserfahrung ausgeglichen hat. 

(2) Wesentliche Unterschiede zwischen…. 
und der entsprechenden inländischen 
Berufsbildung liegen vor, sofern 
1. sich der im Ausland erworbenen 

Ausbildungsnachweis auf Fähigkei-
ten und Kenntnisse bezieht, die 
sich hinsichtlich des Inhalts oder 
auf Grund der Ausbildungsdauer 
wesentlich von den Fähigkeiten und 
Kenntnissen unterscheiden, auf die 
sich der entsprechende inländische 
Ausbildungsnachweis bezieht, 

2. … 

3. … 

 

§ 10 
Feststellung der vorhandenen  

Berufsqualifikationen 

 

(1) Sofern die Feststellung der Gleichwertigkeit we-
gen wesentlicher Unterschiede im Sinne des § 9 
Abs. 2 nicht erfolgen kann, werden bei der Ent-
scheidung über die Befugnis zur Aufnahme oder 
Ausübung eines in Sachsen-Anhalt reglementier-
ten Berufs die vorhandenen Berufsqualifikatio-
nen und die wesentlichen Unterschiede gegen-
über der entsprechenden landesrechtlich gere-
gelten Berufsqualifikation  durch Bescheid fest-
gestellt.  

(1) … im Inland…. entsprechenden inlän-
dischen Berufsbildung 

(2) In dem Bescheid wird zudem festgestellt, durch 
welche Maßnahmen nach § 11 die wesentlichen 
Unterschiede gegenüber der erforderlichen lan-
desrechtlich geregelten Berufsqualifikation  aus-
geglichen werden können. 

(2) In dem Bescheid wird zudem festge-
stellt, …gegenüber dem erforderlichen 
inländischen Ausbildungsnachweis 
ausgeglichen werden können 

(3) In dem Umfang, in dem die zuständige Stelle 
eines Landes die Gleichwertigkeit festgestellt 
hat, ist die Inhaberin oder der Inhaber dieser 
Berufsqualifikation so zu behandeln, als sei in-
soweit die landesrechtlich geregelte Berufsquali-
fikation in diesem Land erworben worden.   

(keine Regelung) 
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§ 11 

Ausgleichsmaßnahmen 
 

(1) Wesentliche Unterschiede im Sinne des § 9 Abs. 
2 können durch die Absolvierung eines höchs-
tens dreijährigen Anpassungslehrgangs, der Ge-
genstand einer Bewertung sein kann, oder das 
Ablegen einer Eignungsprüfung im Inland aus-
geglichen werden.  

 

(2) Bei der Ausgestaltung der Ausgleichsmaßnah-
men im Sinne des Absatzes 1 sind die vorhan-
denen Berufsqualifikationen der Antragstellerin 
oder des Antragstellers zu berücksichtigen. Der 
Inhalt der Ausgleichsmaßnahmen ist auf die 
festgestellten wesentlichen Unterschiede im Sin-
ne des § 9 Abs. 2 zu beschränken. Inhalt und 
Durchführung der Ausgleichsmaßnahmen kön-
nen durch das zuständige Ministerium durch 
Verordnung geregelt werden.  

(2) Bei der Ausgestaltung der Ausgleichs-
maßnahmen im Sinne des Absatzes 1 
sind die vorhandenen Berufsqualifika-
tionen der Antragstellerin oder des An-
tragstellers zu berücksichtigen. Der 
Inhalt der Ausgleichsmaßnahmen ist 
auf die festgestellten wesentlichen Un-
terschiede im Sinne des § 9 Absatz 2 
zu beschränken. 

(3) Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat die 
Wahl zwischen der Absolvierung eines Anpas-
sungslehrgangs und dem Ablegen einer Eig-
nungsprüfung, sofern die entsprechenden be-
rufsrechtlichen Regelungen nichts anderes be-
stimmen. 

 

§ 12 
Vorzulegende Unterlagen 

 

(1) Zur Bewertung der Gleichwertigkeit sind dem 
Antrag auf Befugnis zur Aufnahme oder Aus-
übung eines in Sachsen-Anhalt reglementierten 
Berufs folgende Unterlagen beizufügen: 
1. eine tabellarische Aufstellung der absolvier-

ten Ausbildungsgänge und der ausgeübten 
Erwerbstätigkeiten mit Angabe des gegen-
wärtigen Wohnortes  in deutscher Sprache, 

2. ein Identitätsnachweis, 
3. im Ausland erworbene Ausbildungsnachwei-

se,  
4. Nachweise über einschlägige Berufserfah-

rungen und sonstige Befähigungsnachweise, 
sofern diese zur Feststellung der Gleichwer-
tigkeit erforderlich sind, 

5. im Fall von § 9 Abs. 1 Nr. 2 eine Bescheini-
gung über die Berechtigung zur Berufsaus-
übung im Ausbildungsstaat und 

6. eine Erklärung, ob und bei welcher Stelle ein 
Antrag auf Feststellung der Gleichwertigkeit 
gestellt wurde und ob bereits ein Bescheid 
erteilt wurde sowie diesen Bescheid.   

 

(1) … im Inland… 

…  

 

1. eine tabellarische Aufstellung der absol-
vierten Ausbildungsgänge und der 
ausgeübten Erwerbstätigkeiten in 
deutscher Sprache … 

  

 

 

 

 

6. eine Erklärung, dass bisher noch kein 
Antrag auf Feststellung der Gleichwer-
tigkeit gestellt wurde.  
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(2) Die Unterlagen nach Absatz 1 Nrn. 2 bis 6 sind 
der zuständigen Stelle in Form von Originalen 
oder beglaubigten Kopien vorzulegen. Darüber 
hinaus kann die zuständige Stelle von den Unter-
lagen nach Absatz 1 Nr. 2 und allen nachge-
reichten Unterlagen Übersetzungen in deutscher 
Sprache verlangen. Von den Unterlagen nach 
Absatz 1 Nrn. 3 bis 5 sind Übersetzungen in 
deutscher Sprache vorzulegen. Die Übersetzun-
gen sind von einer öffentlich bestellten oder be-
eidigten Dolmetscherin oder Dolmetscher oder 
Übersetzerin oder Übersetzer erstellen zu las-
sen. 

 

(3) Die zuständige Stelle kann abweichend von 
Absatz 2 eine andere Form für die vorzulegen-
den Dokumente zulassen. 

 

(4) Die zuständige Stelle kann die Antragstellerin 
oder den Antragsteller auffordern, innerhalb einer 
angemessenen Frist Informationen zu Inhalt und 
Dauer der im Ausland absolvierten Berufsbildung 
sowie zu sonstigen Berufsqualifikationen vorzu-
legen, soweit dies zur Bewertung der Gleichwer-
tigkeit erforderlich ist. Soweit die Berufsbildung in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union, ei-
nem weiteren Vertragsstaat des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum oder in 
der Schweiz absolviert wurde, kann sich die zu-
ständige Stelle an die zuständige Stelle des 
Ausbildungsstaates wenden.  

 

 

(5) Bestehen begründete Zweifel an der Echtheit 
oder der inhaltlichen Richtigkeit der vorgelegten 
Unterlagen, kann die zuständige Stelle die An-
tragstellerin oder den Antragsteller auffordern, 
weitere geeignete Unterlagen vorzulegen. Soweit 
die Unterlagen in einem Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union, einem weiteren Vertragsstaat 
des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum oder in der Schweiz ausgestellt 
wurden, kann sich die zuständige Stelle an die 
zuständige Stelle des Ausbildungsstaates wen-
den.  
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(6) Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat 
durch geeignete Unterlagen darzulegen, in 
Sachsen-Anhalt eine ihren Berufsqualifikationen 
entsprechende Erwerbstätigkeit ausüben zu wol-
len. Geeignete  Unterlagen können beispielswei-
se der Nachweis der Beantragung eines Einrei-
sevisums zur Erwerbstätigkeit, der Nachweis ei-
ner Kontaktaufnahme mit potentiellen Arbeitge-
bern oder ein Geschäftskonzept sein. Für An-
tragstellerinnen oder Antragsteller mit Wohnsitz 
in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union, 
einem weiteren Vertragsstaat des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum oder in 
der Schweiz sowie für Staatsangehörige dieser 
Staaten ist diese Darlegung entbehrlich, sofern 
keine besonderen Gründe gegen eine entspre-
chende Absicht sprechen.  

(6) … im Inland… 

 

 

 

 

§ 13 

Verfahren 

 

(1) Die Bewertung der Gleichwertigkeit nach § 9 er-
folgt im Rahmen der Entscheidung über die Be-
fugnis zur Aufnahme oder Ausübung eines in 
Sachsen-Anhalt reglementierten Berufs. 

(1) … im Inland… 

 

(4) Die zuständige Stelle bestätigt der Antragstelle-
rin oder dem Antragsteller innerhalb eines Mo-
nats den Eingang des Antrags einschließlich der 
nach § 12 Abs. 1 vorzulegenden Unterlagen. In 
der Empfangsbestätigung ist das Datum des 
Eingangs bei der zuständigen  Stelle mitzuteilen 
und auf die Frist nach Absatz 3 und die Voraus-
setzungen für den Beginn des Fristlaufs hinzu-
weisen. Sind die nach § 12 Abs. 1 vorzulegen-
den Unterlagen unvollständig, teilt die zuständige 
Stelle innerhalb der Frist des Satzes 1 mit, wel-
che Unterlagen nachzureichen sind. Die Mittei-
lung enthält den Hinweis, dass der Lauf der Frist 
nach Absatz 3 erst mit Eingang der vollständigen 
Unterlagen beginnt. 
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(3) Die zuständige Stelle muss innerhalb von drei 
Monaten über die Gleichwertigkeit entscheiden. 
Die Frist beginnt mit Eingang der vollständigen 
Unterlagen. Sie kann einmal angemessen ver-
längert werden, wenn dies wegen der Besonder-
heiten der Angelegenheit gerechtfertigt ist. Für 
Antragsteller, die ihren Ausbildungsnachweis in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union o-
der einem Vertragsstaat des Abkommen über 
den Europäischen Wirtschaftsraum oder der 
Schweiz erworben haben oder deren Ausbil-
dungsnachweise in einem dieser genannten 
Staaten anerkannt wurde, kann die Fristverlän-
gerung nach Satz 3 höchstens einen Monat be-
tragen. Die Fristverlängerung ist zu begründen 
und rechtzeitig mitzuteilen. 

 

(4) Im Fall des § 12 Abs. 4 und 5 ist der Lauf der 
Frist nach Absatz 3 bis zum Ablauf der von der 
zuständigen Stelle festgelegten Frist gehemmt. 
Im Fall des § 14 ist der Lauf der Frist nach Ab-
satz 3 bis zur Beendigung des sonstigen geeig-
neten Verfahrens gehemmt. 

 

(5) Die zuständige Stelle richtet sich nach dem je-
weiligen Fachrecht.  

 

(6) Das zuständige Ministerium wird ermächtigt, die   
Aufgaben durch Verordnung auf andere Stellen, 
die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahr-
nehmen, zu übertragen. 

(keine Regelung) 

(7) Zuständige Stellen können vereinbaren, dass die 
ihnen durch dieses oder aufgrund dieses Geset-
zes übertragenen Aufgaben von einer anderen 
Stelle, deren Sitz auch in einem anderen Land 
sein kann, wahrgenommen werden. Die Verein-
barung bedarf der Genehmigung des jeweils zu-
ständigen Ministeriums. 

 

 

 

 

 

(keine Regelung) 
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Kapitel 3 

Gemeinsame Vorschriften 

 

§ 14 

Sonstige Verfahren zur Feststellung der Gleich-
wertigkeit bei fehlenden Nachweisen 

 

(1) Kann die Antragstellerin oder der Antragsteller 
die für die Feststellung oder Bewertung der 
Gleichwertigkeit erforderlichen Nachweise nach 
§ 5 Abs. 1, 4 und 5 oder § 12 Abs. 1, 4 und 5 aus 
selbst nicht zu vertretenden Gründen nicht oder 
nur teilweise vorlegen oder ist die Vorlage der 
entsprechenden Unterlagen mit einem unange-
messenen zeitlichen und sachlichen Aufwand 
verbunden, stellt die zuständige Stelle die für ei-
nen Vergleich mit der entsprechenden inländi-
schen Berufsbildung maßgeblichen beruflichen 
Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten der An-
tragstellerin oder des Antragstellers durch sons-
tige geeignete Verfahren fest. Die Antragstellerin 
oder der Antragsteller hat die Gründe glaubhaft 
zu machen, die einer Vorlage der entsprechen-
den Unterlagen entgegenstehen. Die zuständige 
Stelle ist befugt, eine Versicherung an Eides 
Statt zu verlangen und abzunehmen. 

 

(2) Sonstige geeignete Verfahren zur Ermittlung der 
beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähig-
keiten im Sinne des Absatzes 1 sind insbesonde-
re Arbeitsproben, Fachgespräche, praktische 
und theoretische Prüfungen sowie Gutachten 
von Sachverständigen. 

 

(3) Die Feststellung oder Bewertung der Gleichwer-
tigkeit nach den §§ 4 oder 9 erfolgt auf der 
Grundlage der Ergebnisse der in den Absätzen 1 
und 2 vorgesehenen sonstigen Verfahren.  

 

§ 15 

Mitwirkungspflichten 
 

(1) Die Antragstellerin oder der Antragsteller ist ver-
pflichtet, alle für die Ermittlung der Gleichwertig-
keit notwendigen Unterlagen vorzulegen sowie 
alle dazu erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 
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(2) Kommt die Antragstellerin oder der Antragsteller 
dieser Mitwirkungspflicht nicht nach und wird 
hierdurch die Aufklärung des Sachverhalts er-
heblich erschwert, kann die zuständige Stelle 
ohne weitere Ermittlungen entscheiden. Dies gilt 
entsprechend, wenn die Antragstellerin oder der 
Antragsteller in anderer Weise die Aufklärung 
des Sachverhalts erheblich erschwert.  

 

(3) Der Antrag darf wegen fehlender Mitwirkung nur 
abgelehnt werden, nachdem die Antragstellerin 
oder der Antragsteller auf die Folge schriftlich 
hingewiesen worden ist und der Mitwirkungs-
pflicht nicht innerhalb einer angemessenen Frist 
nachgekommen ist.  

 

§ 16 

Rechtsweg 

 

Für Streitigkeiten nach diesem Gesetz ist der Ver-
waltungsrechtsweg gegeben.  

 

Teil 3 

Schlussvorschriften 

 

§ 17 

Statistik 

 

(1) Über die Verfahren zur Feststellung der Gleich-
wertigkeit nach diesem Gesetz und nach ande-
ren berufsrechtlichen Gesetzen und Verordnun-
gen wird eine Landesstatistik geführt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(1) …. Bundesstatistik 
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(2) Die Statistik erfasst jährlich für das vorausgegan-
gene Kalenderjahr folgende Erhebungsmerkma-
le: 

1.  Staatsangehörigkeit, Geschlecht, Wohnort 
der Antragstellerin oder des Antragstellers, 
Datum der Antragstellung, 

2.  Ausbildungsstaat, deutscher Referenzberuf 
oder deutsche Referenzausbildung, 

3.  Datum der Entscheidung, Gegenstand und 
Art der Entscheidung, 

4.  Meldungen und Entscheidungen betreffend 
die Dienstleistungsfreiheit nach Artikel 7 Abs. 
1 und 4 der Richtlinie 2005/36/EG und 

5. eingelegte Rechtsbehelfe und Entscheidungen 
darüber. 

 

(2) Die Statistik erfasst jährlich für das vo-
rausgegangene Kalenderjahr folgende 
Erhebungsmerkmale: 

1. Staatsangehörigkeit, Geschlecht, 
Datum der Antragstellung, 

2. Ausbildungsstaat, deutscher Refe-
renzberuf oder deutsche Refe-
renzausbildung, 

… 

 

(3) Hilfsmerkmale sind: 

1. Name und Anschrift der Auskunftspflichtigen 
und 

2. Name und Telefonnummer sowie Adresse 
für elektronische Post der für Rückfragen 
zur Verfügung stehenden Person. 

 

 

(4) Für die Erhebung besteht Auskunftspflicht. Die 
Angaben nach Absatz 3 Nr. 2 sind freiwillig. Aus-
kunftspflichtig sind die nach diesem Gesetz und 
nach anderen berufsrechtlichen Gesetzen und 
Verordnungen für die Verfahren zur Feststellung 
der Gleichwertigkeit zuständigen Stellen. 

 

 

(5) Die Angaben sind elektronisch an das Statisti-
sche Landesamt Sachsen-Anhalt zu übermitteln.  

 

 

 

 

 

 

(5) Die Angaben sind elektronisch an die 
statistischen Ämter der Länder zu 
übermitteln. 
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(6) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung    

1.  die Erhebung einzelner Merkmale auszu-
setzen, die Periodizität zu verlängern sowie 
den Kreis der zu Befragenden einzu-
schränken, wenn die Ergebnisse nicht mehr 
oder nicht mehr in der ursprünglich vorge-
sehenen Ausführlichkeit oder Häufigkeit 
benötigt werden; 

2.  einzelne neue Merkmale einzuführen, wenn 
dies zur Deckung eines geänderten Bedarfs 
für den in § 1 genannten Zweck erforderlich 
ist und durch gleichzeitige Aussetzung an-
derer Merkmale eine Erweiterung des Er-
hebungsumfangs vermieden wird; nicht 
eingeführt werden können Merkmale, die 
besondere Arten personenbezogener Da-
ten nach § 2 Abs. 1 Satz 2 des  Daten-
schutzgesetzes Sachsen-Anhalt betreffen; 

 3.  die Erhebung von Merkmalen anzuordnen, 
soweit dies zur Umsetzung oder Durchfüh-
rung von Rechtsakten der Europäischen 
Gemeinschaft erforderlich ist. 

 

(6) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates … 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

… § 3 Absatz 9 des Bundesdatenschutz-
gesetzes … 

§ 18 

Evaluation und Bericht 

 

(1) Auf der Grundlage der Statistik nach § 17 über-
prüft die Landesregierung nach Ablauf von vier 
Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes seine 
Anwendung und Auswirkungen. 

 

(1) …. Bundesregierung 

(5) Über das Ergebnis ist dem Landtag zu be-
richten.  
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§ 19  

Gebühren und Auslagen 

§ 19  

Ausschluss abweichenden 
Landesrechts 

(1) Für die Verfahren zur Feststellung der Gleichwer-
tigkeit im Ausland erworbener Berufsqualifikatio-
nen nach diesem Gesetz werden Verwaltungs-
kosten (Gebühren und Auslagen) erhoben. Unter 
Berücksichtigung der arbeitsmarkt-, integrations- 
und sozialpolitischen Bedeutung der Anerken-
nung ausländischer Berufsqualifikationen sollen 
die durch die Antragstellerin oder den Antragstel-
ler zu tragenden Gebühren eine Obergrenze von 
600 Euro nicht überschreiten. 

Von den in den §§ 5 bis 7, 10 und den §§ 
12, 13 Absatz 1 bis 4, den §§ 14 und 15 
getroffenen Regelungen des Verwaltungs-
verfahrens kann durch Landesrecht nicht 
abgewichen werden. 

 


